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Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention

Schulische Inklusion  
wirksam umsetzen
Warum die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen im Sinne 
echter Bildungsgerechtigkeit umsteuern muss 

In seiner derzeitigen Bildungspolitik missachtet 
Nordrhein-Westfalen die menschenrecht lichen 
Anforderungen der UN-Behindertenrechts-
konvention an eine qualitativ hochwertige 
schulische Inklusion. Solange keine wirksamen 
Maßnahmen ergriffen werden, um die gleich-
bleibend hohen Zahlen segregierender Beschu-
lung zu verringern, bleibt das Bekenntnis zu  
einem inklusiven Schulsystem ein rein rhetori-
sches. Die neue Legislaturperiode muss im  
Zeichen eines glaubwürdigen politischen Rich-
tungswechsels stehen. 

Das Ziel gleicher Bildungs- und Lebenschancen für 
Kinder mit und ohne Behinderungen kann nur mit 
einem inklusiven Schulsystem erreicht werden. 
Laut UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
müssen die staatlichen Stellen einen diskriminie-
rungsfreien Zugang zum allgemeinen Bildungssys-
tem gewährleisten.1 Neben einem solchen Indivi-
dualanspruch enthält Artikel 24 Absatz 1 UN-BRK 
auf struktureller Ebene einen objektiv-rechtlichen 
Gestaltungsauftrag des Staates: Es müssen syste-
mische Veränderungen des Schulwesens vollzo-
gen werden, indem allgemeinbildende Schulen  
flächendeckend zu inklusiven Schulen aus- und 
Förderschulen schrittweise abgebaut werden. 

Die Aufrechterhaltung separierender Strukturen 
ist mit der UN-BRK nicht vereinbar. Das hat der 
UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen 2015 konkret für Deutschland2 
deutlich gemacht und 2016 in seiner Allgemeinen 
Bemerkung Nr. 4 zum Recht auf inklusive Bildung3 
erneut klargestellt. Wie bildungswissenschaftliche 

Erkenntnisse belegen, bieten Förderschulen keine 
gleichwertigen Bildungschancen, dagegen trägt 
ein heterogenes Lernumfeld dazu bei, dass jedes 
Kind bessere Lernergebnisse erzielen kann.4 NRW 
muss daher anerkennen, dass die langfristige Bei-
behaltung der Förderschulen menschenrechtswid-
rig ist und folglich politisch dringend umgesteuert 
werden muss.5 

Derzeit stagniert die Exklusionsquote – das ist der 
Anteil der Schüler*innen, die außerhalb des allge-
meinen Schulsystems beschult werden – auf einem 
relativ hohen Niveau von 4,9 Prozent (Platz 12 im 
bundesweiten Vergleich).6 Dieser Befund macht 
deutlich, dass es in NRW keine signifikanten Fort-
schritte bei der Umsetzung von Artikel 24 UN-BRK 
gibt.7 Er wird gestützt durch eine aktuelle länder-
vergleichende Studie des Wissenschaftszentrums 
Berlin, die NRW als „entwicklungsambivalent“ ein-
stuft, mit der Begründung, zum „offensichtlichen 
Nachteil der inklusiven Bildung“ seien Reformschritte 
von der derzeitigen Landesregierung „bewusst 
rückgängig“ gemacht worden.8

Schulrechtliche Regelungen setzen 
die Vorgaben der UN-BRK nur ein-
geschränkt um

Die Landesregierung der 16. Legislatur hatte mit 
dem 9. Schulrechtsänderungsgesetz“9 erste  
strukturelle Transformationen zum Aufbau eines 
inklusiven Schulsystems angestoßen: Mit dem 
Schuljahr 2014/2015 wurde der Beschulung  
von Schüler*innen mit sonderpädagogischem  
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Förderbedarf an der allgemeinen Schule Vorrang 
eingeräumt vor einer separierenden Beschulung 
an der Förderschule (§§ 2 Absatz 5, 20 Absatz 2 
SchulG NRW). Die Mindestgröße für Förderschulen 
wurde per Verordnung neu festgelegt mit der 
Folge, dass zahlreiche Förderschulen geschlossen 
wurden. Allerdings schränkt ein Ressourcenvor-
behalt (§ 20 Absatz 4 und 5 SchulG) die Vorgaben 
insoweit ein, als die Zuweisung an eine Förder-
schule, auch entgegen dem Wunsch der Eltern, 
erfolgen kann, wenn die sächlichen, räumlichen 
und personellen Ressourcen nicht vorhanden sind. 
Demnach erfüllt das Schulgesetz NRW nur mit Ein-
schränkungen die Verpflichtung aus der UN-BRK, 
Kindern mit einer Beeinträchtigung den Zugang 
zum allgemeinen Bildungssystem zu ermöglichen 
(Artikel 24 Absatz 2 lit. a UN-BRK). 

Falsche politische Weichenstellungen

Nach den Landtagswahlen 2017 hat die derzeit 
amtierende Regierung folgenreiche Umsteuerun-
gen vorgenommen, die eine systemische Umset-
zung inklusiver Schulbildung eher behindern als 
voranbringen. Der Runderlass „Die Neuausrich-
tung der Inklusion in den öffentlichen allgemeinbil-
denden weiterführenden Schulen“ von 2018 zielt 
auf eine stärkere „Bündelung“ sonderpädagogi-
scher Förderung an einzelnen Sekundarschulen 
ab, die als Profil- oder Schwerpunktschulen ver-
einzelt inklusiv unterrichten. Inklusive Bildung soll 
vorrangig in „Schulen des Gemeinsamen Lernens“ 
stattfinden, die bestimmte Qualitätsstandards  
erfüllen; nur noch in Ausnahmefällen sollen  
Schüler*innen mit Behinderungen an Gymnasien 
mit „zieldifferenter Förderung“ unterrichtet wer-
den.10 Im Jahr 2019 erfüllten 592 von 1.024 allge-
meinen Schulen, die ursprünglich Gemeinsames 
Lernen angeboten hatten, die durch den Erlass  
für „Schulen des Gemeinsamen Lernens“ gesetz-
ten Kriterien nicht.11 Die Mehrzahl der Gymnasien 
nutzt diese „Ausstiegsoption“, um das Gemein-
same Lernen zu beenden.12

Diese Regelungen führen dazu, dass wohnortnahe 
inklusive Bildungsangebote, zu dessen Gewährleis-
tung Artikel 24 Absatz 2 lit. b UN-BRK verpflichtet, 
nicht flächendeckend verfügbar sind. Gleichzeitig 
steht zu befürchten, dass die zu starke Bündelung 

von Schüler*innen mit Behinderungen an Schwer-
punktschulen sonderschulähnliche Strukturen im 
allgemeinen Schulsystem schafft, vor allem wenn 
diese als Alternative zum Ausbau flächendecken-
der inklusiver Schulangebote gesehen werden.  
Anlass zu ähnlich begründeten Befürchtungen bie-
tet auch der Erlass „Gemeinsames Lernen in der 
Grundschule“ (12.02.2021).13 Der Ansatz, prioritär 
möglichst viele Grundschulen in den Ausbau des 
Gemeinsamen Lernens einzubeziehen, scheitert 
zudem an ihrer mangelhaften Ausstattung mit ent-
sprechendem Fachpersonal.14 Der „Masterplan 
Grundschule“ aus dem Jahr 2020, der die Weiter-
entwicklung zu einer inklusiven Grundschule hätte 
voranbringen können, erwies sich ebenso als  
unzureichend. Er arbeitet mit einer systemischen 
Ressourcenausstattung, die eine bedarfsgerechte 
Beschulung von Kindern mit Behinderungen unter 
fairen, also chancengleichen Bedingungen nachge-
wiesenermaßen nicht fördert15 – und die auch im 
Übrigen nicht dafür genutzt wird, die Grundschulen 
im Sinne der Inklusion weiterzuentwickeln und ins-
besondere Lehrpläne im Sinne inklusiver Bildung 
zu überarbeiten.16

Die derzeit amtierende Landesregierung hat  
zudem die Mindestgröße von Förderschulen – mit 
unzulässiger Rechtfertigung über das nicht in Ein-
klang mit der UN-BRK stehende Elternwahlrecht17 – 
erneut abgesenkt, um ein flächendeckendes För-
derschulangebot gewährleisten zu können.18 Mit 
dieser verheerenden Kehrtwende in Form eines 
Bestandsschutzes für Förderschulen verstößt 
NRW gegen die Pflicht zur schrittweisen Verwirk-
lichung eines inklusiven Bildungssystems. Das  
Elternwahlrecht verstellt nicht nur den Blick auf 
diese politische Aufgabe, sondern es bleibt ein 
bloßes „Scheinwahlrecht“, solange die Politik der 
Elternschaft keine echten Wahlmöglichkeiten zur 
Verfügung stellt. Diese lägen nur dann vor, wenn 
überall wohnortnahe Angebote hochwertiger inklu-
siver Beschulung vorhanden wären, was zumeist 
nicht der Fall ist. Hinzu kommt, dass es kaum  
Unterstützung für Eltern und Informationen zu  
angemessenen Vorkehrungen für das Kind gibt, 
die – sofern noch nicht vorhanden – übergangs-
weise getroffen werden müssen. Das führt vielfach 
dazu, dass vor allem Eltern von stärker beeinträch-
tigten Kindern den Gedanken an Inklusion oft 
schon vor der Einschulung aufgeben.
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Hin zu einer echten inklusiven  
Bildungspolitik

Von Chancengleichheit zwischen Schüler*innen 
mit und ohne Behinderungen ist NRW weit ent-
fernt. Das von der Landesregierung erklärte Ziel, 
ein inklusives Schulsystem aufzubauen, scheitert 
an mangelndem politischem Engagement und  
einem verfehlten Verständnis von Inklusion. Die 
im allgemeinen Schulsystem zur Umsetzung der 
schulischen Inklusion benötigten Ressourcen blei-
ben im Förderschulsystem gebunden. Eine echte 
Transformation, wie die UN-BRK sie fordert, fand 
bisher nicht statt, vielmehr wurde der Umsetzungs-
prozess zum Stillstand gebracht.

Damit verstößt NRW gegen die UN-BRK und beför-
dert zudem den Beginn von Exklusionsketten,  
aus denen Menschen mit Behinderungen oft nicht 
wieder herauskommen: Der Aussonderung in För-
derschulen, die in der Regel ohne Schulabschluss 
beendet werden,19 folgt in den meisten Fällen eine 
Tätigkeit in einer Werkstatt für behinderte Menschen 
oder die Arbeitslosigkeit.20 Um diese soziale Aus-
grenzungsspirale einzudämmen, muss NRW wirk-
same, insbesondere strukturelle Reformschritte 
einleiten.

NRW, das im Ländervergleich bei der Umsetzung 
der UN-BRK in vielen Lebensbereichen durchaus 
gute Fortschritte zeigt,21 muss als größtes Flächen-
land, aus dem ein Großteil der Schüler*innen mit 
sonderpädagogischen Förderbedarf kommt, im  
Bildungsbereich eine Vorbildfunktion einnehmen, 
wenn es Deutschland insgesamt gelingen soll, 
seine Vertragsverletzung im Hinblick auf Artikel 24 
UN-BRK einzustellen.

Empfehlungen

Am 15. Mai 2022 finden in NRW die 18. Land-
tagswahlen statt. Klares Ziel der neu gewählten 
Landesregierung muss ein glaubwürdiges, unter  
Beteiligung von Menschen mit Behinderungen  
erarbeitetes Gesamtkonzept zum Aufbau eines  
inklusiven Schulsystems in Einklang mit dem Inklu-
sionsverständnis der UN-BRK sein. Dazu gehören 
insbesondere zielgerichtete, terminierte und evalu-
ierbare Maßnahmen zur Umstrukturierung allgemei-
ner zu inklusiven Schulen, unter anderem durch 

eine systematische, schrittweise Abwicklung von 
Förderschulstandorten zugunsten inklusiver Ange-
bote für jedes Kind, unabhängig von Art und 
Schwere der Beeinträchtigung. Inklusive Angebote 
in der Sekundarstufe dürfen nicht auf Schwerpunkt-
schulen reduziert werden. Das Gesamtkonzept 
sollte unter anderem folgende Elemente umfassen: 

1 Aufhebung der Gleichstellung des Förderschul-
wesens mit einem inklusiven Schulwesen;

2 Umschichtung personeller und finanzieller Res-
sourcen von den Förderschulen zu inklusiven 
Schulen;

3 Änderung des 9. Schulrechtsänderungsgeset-
zes und Aufhebung des Haushaltsvorbehalts 
bezüglich des Rechtsanspruchs auf inklusive 
Beschulung; 

4 Bereitstellung von Unterstützungsstrukturen  
für Schulen, um Inklusionskonzepte umzusetzen 
und angemessene Vorkehrungen zu treffen; 

5 Einführung eines verpflichtenden Aus- und 
Fortbildungsangebots für (angehendes)  
Lehrpersonal, das – neben einer inklusiven  
Pädagogik – auch Wissen zur unterstützten 
Kommunikation und praktische Anleitung für 
individualisierten Unterrichten vermittelt und 
mit ausreichend Ressourcen versehen ist; 

6 Unterstützung der Kommunen, um die Voraus-
setzungen für ein inklusives Bildungssystem zu 
schaffen, etwa beim Abbau baulicher Barrieren 
und der Sicherstellung von Assistenzleistungen;

7 Einbeziehung der bimodalen und bilingualen 
Beschulung von gehörlosen und hochgradig 
schwerhörigen Schüler*innen in allgemeinbilden-
den Schulen in ein inklusives Gesamtkonzept;

8 Mitdenken der Bedarfe von Schüler*innen mit 
Behinderungen bei der Förderung barrierefreier 
digitaler Bildung („Design for All“);

9 Entwicklung von Informationskampagnen  
zum Verständnis und den Vorteilen inklusiver 
Bildung, um die Bereitschaft aller gesellschaft-
licher Gruppen für den notwendigen System-
wechsel zu erhöhen.
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